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B
ei den Rechten rumort es, seit
sich das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz vor zwei Wochen
endlich dazu durchgerungen hat,

den sich selbst so nennenden „Flügel“ der
AfD von einem „Prüffall“ zum „Verdachts-
fall“ hochzustufen. Der 2015 von Björn Hö-
cke inspirierte Zusammenschluss, dem
mindestens ein Fünftel der Parteimitglie-
der angehören dürfte, steht fortan als eine
„gesichert rechtsextremistische Bestre-
bung“ unter Beobachtung. Das ist eine in
vieler Hinsicht überfällige Nachricht,
nicht zuletzt angesichts des demokratie-
politischen Desasters, das der „Flügel“ un-
längst in Thüringen ins Werk zu setzen
verstand.

Der 5. Februar wird mir im Gedächtnis
bleiben: als der Tag des rechten Coups von
Erfurt, aber auch als ein nasskalter
Winterabend in Jena, an dem geschätzt
2000 Menschen, darunter die gesamte
Spitze der Universität, am Holzmarkt zu-
sammenkamen, um ein Zeichen des Pro-
tests zu setzen. Nach zwei gescheiterten
Versuchen, den geschäftsführenden Amts-
inhaber Bodo Ramelow zum Ministerpräsi-
denten einer rot-rot-grünen Minderheits-
regierung zu wählen, war es der AfD im
dritten Wahlgang gelungen, sich als „bür-
gerliche Kraft“ zu inszenieren. Die Völki-
schen bedienten sich dazu eines Tricks,

den jede und jeder Abgeordnete von FDP
und CDU hätte durchschauen können –
und den, wie sich alsbald herausstellte, tat-
sächlich nicht wenige antizipierten. Statt
ihren eigenen Kandidaten zu wählen, hiev-
te die Höcke-Fraktion Thomas Kemme-
rich an die Spitze des Freistaats, einen Libe-
ralen in Cowboystiefeln, der sich auf Wahl-
plakaten gebrüstet hatte: „Endlich eine
Glatze, die in Geschichte aufgepasst hat.“

Zu einer auch nur halbwegs angemesse-
nen historisch-politischen Bewertung des
Vorgangs, geschweige denn zu seiner so-
fortigen Beendigung, zeigte sich dann al-
lerdings weder Kemmerich imstande, des-
sen Landesverband es im Oktober 2019
mit nur 73 Stimmen über die Fünf-Pro-
zent-Hürde geschafft hatte, noch der Bun-
desvorstand der Freien Demokraten.
Christian Lindner schickte Glückwünsche
nach Thüringen, Wolfgang Kubicki vertei-
digte die Wahl am Rande einer deutsch-
französischen Parlamentarierversamm-
lung in Straßburg als „großartigen Er-
folg“. Erst nachdem sich auch in Teilen der
eigenen Partei das Entsetzen artikulierte,
ruderte Lindner zurück.

Aus der vordersten Unionsreihe war es
Markus Söder, der das demokratiepoliti-
sche Versagen von CDU und FDP am
schnellsten beim Namen nannte. Keine
zwei Stunden nach deren Sündenfall
sprach der CSU-Chef, seit seiner
180-Grad-Wende kurz vor der bayeri-
schen Landtagswahl 2018 ein unerbittli-
cher Gegner der AfD, von einem „inakzep-
tablen Dammbruch“, der Neuwahlen erfor-
dere. Als sich die Kanzlerin am nächsten
Tag noch aus Südafrika ganz ähnlich äu-
ßerte und einen „unverzeihlichen Vor-
gang“ diagnostizierte, der rückgängig ge-
macht werden müsse, scholl ihr aus der
AfD natürlich sofort der blanke Hass ent-
gegen: „Merkeldiktatur“.

Inzwischen ist Kemmerich Geschichte,
die CDU ihren Landeschef, bald auch ihre
Bundesvorsitzende los und das von An-
fang an geplante Minderheitskabinett ge-
bildet. Grundlage dafür ist ein zwischen
Rot-Rot-Grün und Thüringens Union ge-
schlossener „Stabilitätspakt“, der im Früh-

jahr 2021 zu Neuwahlen führen und bis da-
hin erklärtermaßen verhindern soll, dass
die Rechtsradikalen im Landtag ihr zerstö-
rerisches Potenzial ein weiteres Mal zur
Geltung bringen. Ist damit alles wieder
gut? Mitnichten.

Die ärgste Nachricht ist, dass Höckes
Truppe auch nach der jüngsten Meinungs-
umfrage, die Bodo Ramelows Linke bei
38 Prozent der Stimmen sieht, keine Ein-
bußen zu verzeichnen hätte. Ein Viertel
der Thüringer Wähler bekennt sich stabil
zur AfD. Daran hatte sich schon nach dem
Anschlag auf die Synagoge in Halle im letz-
ten Herbst nichts geändert, und daran än-
dert auch jener von Hanau nichts. Mörderi-
scher Rechtsterrorismus schreckt offen-
kundig niemanden, der seine völkischen
Hoffnungen auf Björn Höcke setzt – und
der sich angesprochen fühlt von einer oft
romantisch untermalten, stets aber sar-
kastisch-drohenden Demagogie eines
Mannes, der „die mitteldeutschen Refugi-
en, das sagenumwobene ‚Dunkeldeutsch-
land‘“, zum „Überlebenskern unserer Nati-
on“ erklärt. Dieser Kern, so Höcke, könnte
dereinst „elementare Bedeutung“ bekom-
men: „Wir werden auf jeden Fall alles tun,
um aus dieser Lebensglut, die sich unter
vierzig Jahren kommunistischer Bevor-
mundung erhalten hat und der auch der
scharfe kalte Wind des nachfolgenden ka-
pitalistischen Umbaus nichts anhaben
konnte, wieder ein lebendiges Feuer her-
vorschlagen zu lassen.“

Kampfansagen dieser Art finden sich,
meist sorgfältig verpackt in esoterisch-se-
herisches Geschwafel, nicht wenige in
dem Gesprächsband, den Höcke bereits
vor zwei Jahren mit dem Dresdner Maler
Sebastian Hennig fabrizierte und der im
Verlag des einstigen Grünen, längst nach
rechtsaußen abgewanderten Manufac-
tum-Gründers Thomas Hoof augen-
scheinlich für Umsatz sorgt; die vierte Auf-
lage wird gerade mit der Anspielung be-
worben: „Bald schon indiziert?“

Während sich Autor Höcke also weiter
in der Verhöhnung des „Establishments“
übt und eine „Front aus den frustrierten
Teilen des Staats- und Sicherheitsappara-
tes“ herbeisehnt – womöglich sollte sich
der damalige Verfassungsschutzpräsi-
dent Hans-Georg Maaßen angesprochen
fühlen –, hat Maaßens Nachfolger die
rechtsbürgerlichen Reste der AfD mit sei-
ner Hochstufung des „Flügels“ in Alarm
versetzt. Bei Thomas Haldenwang ist nun,
ausdrücklich auch unter Verweis auf Hö-
ckes Buch, von „geistigen Brandstiftern“
die Rede, die man ebenso im Blick haben
müsse wie „gewaltorientierte Extremis-
ten“. Die Einsicht kommt spät, aber sie
zeigt einen Kurswechsel an, welcher der
AfD insgesamt gefährlich werden könnte.
Haldenwangs wiederholter Hinweis auf
den „signifikanten Bedeutungszuwachs“
des „Flügels“ sowie auf die „qualitative
Verschärfung und quantitative Verfesti-
gung“ seiner „verfassungsfeindlichen
Ausrichtung“ klingt wie eine Botschaft an
das Bundesverfassungsgericht, das die
NPD 2017 auch im zweiten Verbotsverfah-
ren trotz erwiesener Verfassungsfeindlich-
keit als Quantité négligeable verschonte.
Ob diese Logik auch für einen „Flügel“
gilt, der sich nun angesichts seiner Auflö-
sung, wie von Höcke per Interview in Aus-
sicht gestellt, qua „Historisierung“ in den
ganzen Vogel verwandelt, wird sich viel-
leicht noch zeigen müssen.

Norbert Frei ist Professor
für Neuere und Neueste
Geschichte an der Universi-
tät Jena.

O
b die Corona-Krise uns zusam-
menrücken lässt oder Egoismen
schürt, können wir nicht sicher
wissen. Neue Nachbarschaftsnet-

ze und freie Angebote im Netz sprechen
für das eine, Hamsterkäufe, nationale Al-
leingänge und die europäische Abschot-
tung eher für das andere. Und doch
schlummert in der Krise ein verändertes
Verhältnis zueinander.

Allem „Social Distancing“ zum Trotz
mag es sein, dass wir einander näher rü-
cken, wobei wir das „Distant Socializing“
erst noch einüben müssen. Sozial gesehen
ist die Krise ein gesellschaftlicher Erfah-
rungsschock, der uns vor Augen führt, wie
verwundbar und zugleich wie abhängig
wir voneinander sind. Nun spürt jeder und
jede, wie das eigene Schicksal mit dem al-
ler zusammenwirkt.

Vorgänge der Neubewertung sozialer
Verbundenheit haben historisch gesehen
wesentliche Wandlungsprozesse ange-
regt. Die ganze Idee des Interventionsstaa-
tes, der für die soziale Sicherheit der Bür-
ger Sorge trägt, geht auf krisenbedingte
Veränderungen gesellschaftlicher Zusam-
menhangswahrnehmung zurück. So war
es im Zeitalter der industriellen Revolution
der physische und soziale Raubbau an der
Arbeiterklasse, welcher die Industrialisie-
rung selbst gefährdete. Die Entdeckung
statistischer Muster bei Arbeitsunfällen
brachte die Vorstellung ins Wanken, einzel-
ne Arbeiter hätten sich fehlerhaft verhal-
ten. Das Risiko, in eine Maschine zu gera-
ten, war sozial gemacht, nicht individuell
verschuldet. Ein System der Fabrikinspek-
toren wurde eingeführt, um die
Arbeitsbedingungen und die Arbeitszeiten
staatlich zu überwachen, die Unfallversi-
cherung kollektivierte die Risiken.

Für die Sozialreformer des 19. Jahrhun-
derts waren es zudem übertragbare Krank-
heiten, die staatliche Intervention erforder-
ten. Die rasche Urbanisierung und die Kon-
zentration der Menschen in den Arbeiter-
vierteln Liverpools und Manchesters schu-
fen neuartige Probleme – feuchte Wohnun-
gen, schlechte Wasserversorgung, kaum
ausgebaute Kanalisation, soziale Enge.
Cholera, Typhus und Tuberkulose gefähr-
deten nicht nur die Gesundheit in den
Elendsquartieren, sondern drangen auch
in die besseren Viertel vor. Der vom Sozial-
reformer Edwin Chadwick 1842 vorgelegte
„Bericht über den hygienischen Zustand
der Arbeiterbevölkerung von Großbritan-
nien“ gilt als Meilenstein gesellschaftli-
cher Selbstaufklärung. Es entstand eine Sa-
nitärreformbewegung, die Gesundheit zur
dauerhaften öffentlichen Angelegenheit
machte.

Diese Geschichte eines sich verändern-
den Risikobewusstseins lässt sich weiterer-
zählen: Richard Titmuss, einer der einfluss-
reichsten Vordenker britischer Sozialpoli-
tik im 20. Jahrhundert, popularisierte die
These, dass erst der Zweite Weltkrieg ei-
nen kollektiven Geist entstehen ließ, den
es brauchte, um den Ausbau des Wohl-
fahrtsstaates weiter voranzutreiben. Er
sah das Kriegserleben als Vorbedingung
für die Schaffung eines öffentlichen Ge-
sundheitssystems in der Nachkriegszeit
an. Das Miteinander der unterschiedli-
chen Klassen in den Luftschutzbunkern
schuf eine bis dato unbekannte Zusam-
menhangserfahrung. Es entstand ein Be-
wusstsein für die Notwendigkeit wechsel-
seitiger Hilfe über Standesgrenzen hin-
weg. Der Bauplan des britischen Gesund-
heitsdienstes NHS orientierte sich dann an

für ein liberales Land geradezu ungewöhn-
lichen – manche sagen sogar: sozialisti-
schen – Prinzipien: universelle steuerfi-
nanzierte Leistungen, inklusiv für alle Bür-
ger. Darin ähnelte Großbritannien eher
dem DDR-Gesundheitssystem als dem
bundesdeutschen beitragsfinanzierten
Krankenkassenmodell.

Hier wie da geht es um soziale Ver-
wobenheit, das Aufeinander-angewiesen-
Sein. Dies ist ein Gegenmodell zur Do-it-
yourself-Ideologie privater Vorsorge. Zwei-
felsohne gibt es unterschiedliche
Vulnerabilitäten über gesellschaftliche
Gruppen hinweg, aber auch für Covid-19
kann man sagen: Jede kann es treffen, je-
der ist verletzlich. Wenn die gemeinsame
Risikoerfahrung gesellschaftliche Solidari-
tät mobilisieren kann, dann auch deshalb,
weil sie ein anderes Verständnis für unver-
schuldete Existenzkrisen und gesundheit-
liche Risiken mit sich bringt.

Verändern wird sich unser Blick auf die
Daseinsvorsorge des Staates. Lange stand
er in der Kritik, eher zu viel als zu wenig zu
tun, Ressourcen zu binden, für die der Ein-
zelne selbst bessere Verwendung fände.
Der fette Staat wurde abgehungert, der
schlanke zum Schönheitsideal. Vielerorts
trieb man die Ökonomisierung voran, bau-
te Personal ab, verdichtete das Arbeitspen-
sum. Die Durchleuchtung aller öffentli-
chen Einrichtungen auf der Suche nach
Einsparreserven hat dazu geführt, dass
nur noch Dinge finanziert werden, die sich
„rechnen“. Aber mit der betriebswirtschaft-
lichen Brille kann ein vorgehaltenes, aber
wenig genutztes Intensivbett kaum renta-
bel sein. Schon heute klingt das Wort
„Überkapazitäten“ so ganz anders als noch
vor ein paar Wochen, das Lamento über die
„überhöhte Bettendichte“ des deutschen
Gesundheitssystems wird wohl so schnell
nicht wieder aufleben. Vielleicht vermag
die aktuelle Krise auch der Idee einer leis-
tungsfähigen öffentlichen Hand ein Mehr
an Zuspruch verschaffen.

Damit ist es nicht getan: Aus der doppel-
ten Verbindung zueinander – als Perso-
nen, die abhängige Teile eines großen Gan-
zen sind, und als Personen, deren Handlun-
gen auf das Ganze zurückwirken – kann
ein Gefühl von Wechselseitigkeit entste-
hen. Trotz aller Ansprüche auf Autonomie
kann der oder die Einzelne diesem
Zusammenhang kaum entfliehen. Émile
Durkheim, einer der Gründungsväter der
Soziologie, hat ein ganzes Theoriegebäude
auf dieser Erkenntnis aufgebaut. In
arbeitsteiligen Gesellschaften mit individu-
alisierter Kultur brauche es ein Interdepen-
denzbewusstsein, um zur Solidarität zu
kommen. Aus der gefühlten und erlebten
Abhängigkeit entstünde ein soziales Band,
bei Durkheim die „organische Solidarität“.
Diese sei eine „Verbindungskraft“ zwi-
schen eigentlich doch Unterschiedlichen.

In dieser Krise sind alle geradezu ge-
zwungen, sich in einer Gemeinschaft zu
verorten, deren Normalität prekär gewor-
den ist. Gerade deshalb sind wir dazu auf-
gefordert, dem Zusammenleben eine Be-
stimmung und eine Form zu geben, es neu
auszubuchstabieren. Klug sind jene Gesell-
schaften, die mit Innovationen reagieren,
also der Fähigkeit, außerhalb von Routi-
nen institutionelle Lösungen für neue Pro-
bleme zu entwickeln. Diese Lernprozesse
zu organisieren, wird wohl etwas, das uns
noch lange beschäftigen wird.

Steffen Mau ist Professor für Soziologie an der
Humboldt-Universität zu Berlin.
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Auch der Blick auf die
Daseinsvorsorge des Staates
wird sich verändern

S T E I N K E S A N S I C H T E N

Häusliche
Beziehungsprobe

Auch für Covid-19 kann man
sagen: Jede kann es treffen,
jeder ist verletzlich

Flügelschläge
Ihr Thüringer Coup könnte den Völkischen

noch gefährlich werden. Jedenfalls schaut

der Verfassungsschutz jetzt genauer hin

VO N N O R B E R T F R E I

Neue Nähe
Gemeinsame Risikoerfahrung kann

Solidarität und Fortschrittswillen mobilisieren,

das zeigt auch ein Blick in die Vergangenheit

VO N S T E F F E N M AU

S Z- P O D C A S T

Auf den Punkt
Schon gehört? Die SZ-Nachrichten gibt es jetzt auch zum Hören.

Im täglichen Nachrichten-Podcast der SZ bringen wir die Themen 

des Tages auf den Punkt.

Podcast hören unter:

sz.de/nachrichtenpodcast

Oder auf Spotify, iTunes und überall, wo es Podcasts gibt.

Björn Höckes Kampfansagen
sind sorgfältig verpackt
in esoterisches Geschwafel


